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Ihre Anfrage nach dem Auskunftspflichtgesetz 

Sehr geehrter Herr Wiedner, 

wir beziehen uns auf Ihre E-Mail vom 18. August 2020. In dieser haben Sie um Auskunft 

darüber ersucht, ob es gesetzeskonform ist, ein Geschäft mit Direktverkauf als bargeldlos 

zu deklarieren und nur Kartenzahlungen zu akzeptieren. Dazu haben Sie sich ausdrücklich 

auf das Auskunftspflichtgesetz gestützt. 

Zunächst darf um Verständnis darum ersucht werden, dass Ihre Anfrage lange Zeit 

unbearbeitet geblieben ist. Bedauerlicherweise ist sie erst vorige Woche in der 

zuständigen Organisationseinheit eingelangt. Wir bitten daher um Entschuldigung für die 

aufgetretene Verzögerung. 

Zur Anfrage selbst darf mitgeteilt werden: § 61 Nationalbankgesetz sieht vor, dass auf 

Euro lautende Banknoten in Österreich gesetzliches Zahlungsmittel sind und dass Euro-

Banknoten zum vollen Nennwert unbeschränkt angenommen werden müssen. § 8 des 

Scheidemünzengesetzes sieht einen Annahmezwang von bis zu fünfzig Stück Münzen vor.  

Daraus ergibt sich, dass für Euro-Scheine und Kleingeld prinzipiell eine Annahmepflicht 

besteht. Es bestehen aber auch gesetzliche Einschränkungen, die Bargeldzahlungen zur 

Erreichung von übergeordneten Zielen wie zum Beispiel der Bekämpfung von Geldwäsche 

oder Abgabenhinterziehung beschränken, wovon im von Ihnen geschilderten Fall jedoch 

nicht auszugehen ist.  
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Abgesehen davon ist es aber nach dem Prinzip der Vertragsfreiheit Händlern und 

Dienstleistern grundsätzlich freigestellt, zu entscheiden, mit wem und zu welchen 

Konditionen sie Verträge schließen möchten. Ist eine Geldschuld noch nicht entstanden, 

kann der Verkäufer oder Dienstleister selbst entscheiden, welche Zahlungsmittel er zum 

Begleichen der späteren Schuld akzeptieren möchte. Dementsprechend kann 

grundsätzlich auch die Zahlung mit bestimmten Banknoten oder Münzen beziehungsweise 

die Barzahlung überhaupt vertraglich ausgeschlossen werden. 

Wir hoffen, wir konnten Ihnen mit unseren Ausführungen weiterhelfen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Wien, am 9.12.2020 

Für den Bundesminister: 

Mag. Heidrun Zanetta 

Elektronisch gefertigt 
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